
 

 

Siebte Verordnung der Landesregierung zur Änderung der Corona-

Verordnung 

 

Vom 2. Mai 2020 

 

Auf Grund von § 32 in Verbindung mit den § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 und 

§ 31 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 

1045), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. März 2020 (BGBl. I 

S. 587) geändert worden ist, wird verordnet: 

 

Artikel 1 

Änderung der Sechsten Verordnung zur Änderung der Corona-Verordnung 

 

Die Sechste Verordnung zur Änderung der Corona-Verordnung vom 23. April 

2020 (notverkündet gemäß § 4 des Verkündungsgesetzes– VerkG – und ab-

rufbar unter http://www.baden-wuerttemberg.de/corona-verordnung) wird wie 

folgt geändert:  

 

1. Artikel 2 wird aufgehoben. 

 

2. In Artikel 3 werden die Wörter „, Artikel 2 am 4. Mai 2020“ gestrichen. 

 

Artikel 2 

Änderung der Corona-Verordnung 

 

Die Corona-Verordnung vom 17. März 2020 (GBl. S. 120), die zuletzt durch 

Artikel 1 der Verordnung vom 23. April 2020 (notverkündet gemäß § 4 VerkG 

und abrufbar unter http://www.baden-wuerttemberg.de/corona-verordnung) 

geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

1. § 1 wird wie folgt gefasst: 

 

„§ 1 

Einschränkung des Betriebs an Schulen 



 

 

  

(1) Bis zum Ablauf des 15. Juni 2020 sind 

  

1.  der Unterrichtsbetrieb sowie die Durchführung außerunter-

richtlicher und anderer schulischer Veranstaltungen an den 

öffentlichen Schulen und den Schulen in freier Träger-

schaft, 

 

2.  die Nutzung schulischer Gebäude für nichtschulische Zwe-

cke,  

 

3.  der Betrieb von Betreuungsangeboten der verlässlichen 

Grundschule, flexiblen Nachmittagsbetreuung, Horte sowie 

Horte an der Schule 

  

untersagt, soweit nicht nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 die Wie-

deraufnahme des Betriebs gestattet ist. 

 

(2) Der Unterrichtsbetrieb sowie die Durchführung von Prüfungen an 

den öffentlichen Schulen und den Schulen in freier Trägerschaft, der 

Betrieb von Schulmensen sowie die Veranstaltungen außerschulischer 

Bildungsträger, die der Vorbereitung auf schulische Abschlussprüfun-

gen dienen, sind gestattet, sofern dies unter Wahrung folgender 

Grundsätze des Infektionsschutzes und den durch die Verordnung des 

Kultusministeriums nach § 1d für die Wiederaufnahme des Betriebs 

getroffenen Bestimmungen möglich ist: 

 

1.  es ist ein Abstand von mindestens 1,5 Metern zwischen den 

Personen einzuhalten; die Gruppengrößen sind hieran auszu-

richten; von den Vorgaben des Mindestabstands sind nur so l-

che Tätigkeiten ausgenommen, bei denen eine engere körper-

liche Nähe nicht zu vermeiden ist, 

 



 

 

2.  der tägliche Betriebsbeginn, das tägliche Betriebsende und 

die Pausen sollen insbesondere durch eine zeitliche Staffe-

lung so organisiert werden, dass das Abstandsgebot nach 

Nummer 1 und eine Trennung von Schülergruppen eingehal-

ten werden können, 

 

3.  die Ausstattung der Einrichtung muss gewährleisten, dass die 

erforderlichen Hygienemaßnahmen durchgeführt werden kön-

nen, insbesondere müssen 

 

a)  ausreichende Gelegenheiten zum Waschen der Hände 

bestehen und ausreichend Hygienemittel wie Seife und 

Einmalhandtücher zur Verfügung stehen; sofern dies 

nicht gewährleistet ist, müssen Handdesinfektionsmittel 

zur Verfügung gestellt werden, 

 

b)  alle Räume mehrmals täglich für einige Minuten gelüftet 

werden, 

 

4.  die Reinigung der Einrichtung muss täglich erfolgen, Hand-

kontaktflächen müssen regelmäßig, nach Möglichkeit mehr-

mals täglich, mit einem tensidhaltigen Reinigungsmittel gere i-

nigt werden. 

 

Darüber hinaus sind die Hygienehinweise des Kultusministeriums zu 

beachten. 

 

(2a) Der Unterrichtsbetrieb sowie die Durchführung von Prüfungen an 

Pflegeschulen, an Schulen für Gesundheitsfachberufe und an Fach-

schulen für Sozialwesen im Zuständigkeitsbereich des Sozialministe-

riums und für Tätigkeiten im Rettungsdienst sind gestattet, sofern dies 

unter Wahrung der in Absatz 2 Satz 1 angeführten Grundsätze des In-

fektionsschutzes möglich ist. 

 



 

 

(3) Bei dem gemeinsamen Verzehr von Speisen ist sicherzustellen, 

dass  

  

1.  die Plätze so angeordnet werden, dass ein Abstand von min-

destens 1,5 Metern zwischen den Tischen besteht, und 

 

2.  Stehplätze so gestaltet sind, dass ein Abstand von mindes-

tens 1,5 Metern zwischen den Personen gewährleistet ist.“ . 

 

2. § 1a wird wie folgt gefasst: 

 

„§ 1a 

Einschränkung des Betriebs an Kindertageseinrichtungen, 

Grundschulförderklassen, Schulkindergärten und Kindertagespflege-

stellen 

 

Bis zum Ablauf des 15. Juni ist der Betrieb von  

 

1.  Schulkindergärten, Grundschulförderklassen und 

 

2.  Kindertageseinrichtungen sowie die Kindertagespflege außer-

halb des Haushalts des Erziehungsberechtigten  

 

untersagt, soweit nicht nach § 1b eine Notbetreuung betrieben wird. “. 

 

3. Der bisherige § 1a wird zu § 1b und wie folgt geändert: 

 

a) In Absatz 8 werden die Wörter „Absatz 2 Satz 1 Nummer 2“ 

durch die Wörter „Absatz 2 Satz 1 Nummer 1“ ersetzt. 

 

b) In Absatz 8 Nummer 4 wird nach der Angabe „§ 1 Absatz 1“ die 

Angabe „und § 1a“ eingefügt und es werden die Wörter „, soweit 

Beschäftigte von ihrem Dienstherrn oder Arbeitgeber unab-

kömmlich gestellt werden“ gestrichen. 



 

 

 

c)  In Absatz 8 Nummer 5 werden die Wörter „Notfall -/ Rettungswe-

sen“ durch die Wörter „Notfall- und Rettungswesen“ ersetzt.  

 

d) Absatz 9 wird aufgehoben. 

 

e)  Der bisherige Absatz 10 wird Absatz 9. 

 

4. Nach § 1b werden folgende §§ 1c und 1d eingefügt:  

 

„§ 1c 

Ausschluss von der Teilnahme, Betretensverbot  

 

(1) Ausgeschlossen von der Teilnahme an dem Betrieb der Einrichtun-

gen nach § 1 und von der erweiterten Notbetreuung nach § 1b sind 

Schülerinnen, Schüler sowie Kinder, 

  

1.  die in Kontakt zu einer infizierten Person stehen oder stan-

den, wenn seit dem Kontakt mit einer infizierten Person noch 

nicht 14 Tage vergangen sind, oder 

 

2.  die Symptome eines Atemwegsinfekts oder erhöhte Tempera-

tur aufweisen. 

 

(2) Schülerinnen und Schüler sowie Kinder, denen die Teilnahme am 

Betrieb durch die Einrichtung oder Tagespf legestelle noch nicht wieder 

gestattet wurde, unterliegen einem Betretungsverbot. Die Personen-

sorgeberechtigten haben für die Beachtung der Betretungsverbote zu 

sorgen. 

 

§ 1d 

Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen 

 



 

 

(1) Das Kultusministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermächtigt, 

durch Rechtsverordnung  

 

1.  die Betriebsuntersagungen nach den §§ 1 und 1a sowie die 

erweiterte Notbetreuung nach § 1b lageentsprechend aus-

zuweiten oder einzuschränken, 

 

2.  für die in den §§ 1 und 1a genannten Einrichtungen weitere 

Bestimmungen zu den Schularten, Klassenstufen, Fächern 

oder Altersgruppen zu treffen, für die der Betrieb wiederauf-

genommen wird, und Gruppengrößen festzulegen,  

 

3.  für die in § 4 Absatz 1 Nummer 2 genannten Einrichtungen, 

soweit sie zu schulischen Abschlüssen oder schulischen 

Lehramtsbefähigungen führen, weitere Bedingungen und 

Modalitäten für die Wiederaufnahme des Betriebs insoweit 

festzulegen. 

 

(2) Das Sozialministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermächtigt, 

durch Rechtsverordnung  

 

1. die Gestattung des Unterrichtsbetriebs einschließlich der 

Durchführung von Prüfungen an den in § 1 Absatz 2a ge-

nannten Einrichtungen einzuschränken oder auszuweiten 

und 

 

2. für die in § 1 Absatz 2a genannten Einrichtungen weitere 

Bestimmungen zur Wiederaufnahme, zum Betreten und zur 

Durchführung des Schul- und Prüfungsbetriebs sowie zu den 

einzuhaltenden Maßnahmen zum Infektionsschutz zu tre f-

fen.“ 

 

5. § 2 wird wie folgt gefasst: 

 



 

 

„§ 2 

Hochschulen, Akademien des Landes 

 

(1) Der Studienbetrieb in den Universitäten, Pädagogischen Hoch-

schulen, Kunst- und Musikhochschulen, Hochschulen für angewandte 

Wissenschaften, der DHBW, den Akademien des Landes sowie in den 

privaten Hochschulen bleibt bis zum 10. Mai 2020 ausgesetzt; er wird 

ab 20. April 2020 in digitalen Formaten wiederaufgenommen. Bereits 

begonnener Studienbetrieb wird in digitalen Formaten fortgesetzt. 

Praxisveranstaltungen, die spezielle Labor- bzw. Arbeitsräume an den 

Hochschulen erfordern (z. B. Laborpraktika, Präparierkurse), sind nur 

unter besonderen Schutzmaßnahmen möglich, wenn sie zwingend 

notwendig sind. Mensen und Cafeterien bleiben bis 10. Mai 2020 ge-

schlossen.  

 

(2) In Gebäuden und auf dem Gelände der Hochschulen und Akade-

mien sind unbeschadet von Absatz 1 alle Veranstaltungen, Ansamm-

lungen und sonstigen Zusammenkünfte von jeweils mehr als fünf Per-

sonen bis zum 10. Mai 2020 verboten. Dies gilt nicht für Gebäude und 

Einrichtungen der Universitätsklinika und sonstige kritische Einrich-

tungen im Sinne von § 1b Absatz 8. § 3 Absätze 3 und 6 findet ent-

sprechende Anwendung.  

 

(3) Unter Einhaltung der zum Zwecke des Infektionsschutzes gebote-

nen Regelungen können Zusammenkünfte zur Durchführung von 

Hochschulzugangsverfahren, Aufnahmeprüfungen und Auswahlverfah-

ren, einschließlich Studierfähigkeitstests, sowie von Forschung und 

Lehre, einschließlich Prüfungen, die vom Rektorat abweichend von 

den Einschränkungen nach Absatz 1 und 2 ausnahmsweise zugelas-

sen werden, stattfinden, wenn diese nicht durch Einsatz elektronischer 

Informations- und Kommunikationstechnologien ersetzbar sind.  

 

(4) Die Hochschulen und Akademien gewährleisten in ihren Gebäuden 

und auf ihrem Gelände die Einhaltung angemessener Infektions-



 

 

schutzmaßnahmen. § 4 Absatz 4 gilt entsprechend. Näheres bestim-

men die Rektorate, wobei sie über diese Mindestanforderungen hi-

nausgehen dürfen, sofern dies zum Zwecke des Infektionsschutzes 

verhältnismäßig ist. 

 

(5) Zur Vorbereitung und Durchführung von Abschlussprüfungen sowie 

für den planmäßigen Abschluss der Studien- und Ausbildungsabschnit-

te, die planmäßige Zulassung zum Vorbereitungs- und Ausbildungs-

dienst oder zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ord-

nung können ferner Ausnahmen von Absatz 1 und 2 zugelassen wer-

den  

 

1.  vom Innenministerium in Bezug auf die Hochschule für Pol i-

zei Baden-Württemberg und  

 

2.  vom Justizministerium in Bezug auf die Hochschule für 

Rechtspflege Schwetzingen. 

 

(6) Über die Nachholung von ausgefallenen Veranstaltungen und Prü-

fungen entscheidet die Hochschule oder Akademie in eigener Veran t-

wortung. Die Hochschulen und Akademien sorgen im Rahmen des 

rechtlich und tatsächlich Möglichen dafür, dass die Studierenden alle 

im Sommersemester 2020 vorgesehenen Studienleistungen gegebe-

nenfalls in modifizierter Form erbringen können und zugleich die Stu-

dierbarkeit gewährleistet ist. 

 

(7) Die vorstehenden Absätze gelten für das „Präsidium Bildung der 

Hochschule für Polizei“ entsprechend.“ 

 

6. § 3 wird wie folgt geändert 

 

a) In Absatz 1 Satz 1 und in Absatz 2 Satz 1 wird jeweils die Anga-

be „3. Mai 2020“ durch die Angabe „10. Mai 2020“ ersetzt. 

 



 

 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

 

aaa) Nummer 2 wird das Wort „oder“ angefügt. 

 

bbb) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 3 eingefügt: 

 

„3. der Wahrnehmung der Versammlungsfreiheit 

nach Artikel 8 des Grundgesetzes“. 

  

bb) In Satz 3 wird die Angabe „Absatz 5“ durch die Angabe 

„Absatz 4“ ersetzt.  

 

cc) Folgende Sätze werden angefügt: 

 

„Im Fall von Satz 1 Nummer 3 haben die Teilnehmer 

untereinander und zu anderen Personen, wo immer mög-

lich, im öffentlichen Raum einen Mindestabstand von 1,5 

Metern einzuhalten. Versammlungen im Sinne des Ver-

sammlungsgesetzes können verboten werden, sofern der 

Schutz vor Infektionen anderweitig, insbesondere durch 

Auflagen, nicht sichergestellt werden kann.“ 

 

c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

 

 „(4) Veranstaltungen und sonstige Ansammlungen von Kirchen 

sowie Religions- und Glaubensgemeinschaften zur Religions-

ausübung sind zulässig. Das Kultusministerium wird gemäß § 32 

Satz 2 IfSG ermächtigt, durch Rechtsverordnung Vorgaben zum 

Infektionsschutz und sonstige ausführende Regelungen für Ver-

anstaltungen und sonstige Ansammlungen nach Satz 1, ferner 

für alle Bestattungen, Totengebete sowie rituelle Leichenwa-

schungen zu erlassen.“ 



 

 

 

d) In Absatz 6 Satz 2 Nummer 1 wird das Wort „Versammlungen“ 

durch das Wort „Ansammlungen“ und die Angabe „§ 1a Ab-

satz 8“ durch die Angabe „§ 1b Absatz 8“ ersetzt.  

 

7. § 4 wird wie folgt gefasst: 

 

„§ 4 

Schließung von Einrichtungen 

 

(1) Der Betrieb folgender Einrichtungen wird bis zum 10. Mai 2020 für 

den Publikumsverkehr untersagt:  

 

1. Kultureinrichtungen jeglicher Art, insbesondere Theater, 

Schauspielhäuser, Freilichttheater,  

 

2. Bildungseinrichtungen jeglicher Art, insbesondere Akademien, 

Fortbildungseinrichtungen, Volkshochschulen, Musikschulen 

und Jugendkunstschulen, soweit diese nicht in §§ 1, 1a oder 2 

geregelt sind, 

 

3. Kinos, 

 

4. Schwimm- und Hallenbäder, Thermal- und Spaßbäder, Sau-

nen, 

 

5. alle öffentlichen und privaten Sportanlagen und Sportstätten, 

insbesondere Fitnessstudios sowie Tanzschulen, und ähnliche 

Einrichtungen, 

 

5a. Sportboothäfen, soweit nicht die Benutzung zur unaufschieb-

baren Sicherung der Boote vor Verlust oder Beschädigung, 

zum Ein- und Auswassern, zur Aufrechterhaltung der berufli-

chen Bootsnutzung (z.B. Berufsfischerei) oder zur Ausübung 



 

 

beruflicher Tätigkeiten auf dem Gelände (z.B. Bootsarbeiten 

durch Gewerbetreibende) erforderlich ist,  

 

6. Jugendhäuser, 

 

7. (aufgehoben) 

 

8. Vergnügungsstätten, insbesondere Spielhallen, Spielbanken, 

Wettvermittlungsstellen, 

 

9. Prostitutionsstätten, Bordelle und ähnliche Einrichtungen; 

untersagt ist auch jede sonstige Ausübung des Prostitutions-

gewerbes im Sinne von § 2 Absatz 3 des Prostituierten-

schutzgesetzes, 

 

10. Gaststätten und ähnliche Einrichtungen wie Cafés, Eisdielen, 

Bars, Shisha-Bars, Clubs, Diskotheken und Kneipen,  

 

11. Messen, nicht-kulturelle Ausstellungen, Freizeitparks und An-

bieter von Freizeitaktivitäten (auch außerhalb geschlossener 

Räume), Spezialmärkte und ähnliche Einrichtungen, 

 

12. (aufgehoben) 

  

13. öffentliche Bolzplätze, 

 

14. Tattoo- und Piercing-Studios, Massagestudios, Kosmetikstu-

dios, Nagelstudios sowie Sonnenstudios, 

 

15. Beherbergungsbetriebe, Campingplätze und Wohnmobilstel l-

plätze; eine Beherbergung darf ausnahmsweise zu geschäftli-

chen, dienstlichen oder, in besonderen Härtefällen, zu priva-

ten Zwecken erfolgen, und 

 



 

 

16. Betrieb von Reisebussen im touristischen Verkehr.  

  

(2) Das Sozialministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermächtigt, 

durch Rechtsverordnung, auch über den Zeitraum nach Absatz 1 hi-

naus, bis zum Außerkrafttreten dieser Verordnung den Betrieb von 

Einrichtungen nach Absatz 1 im Einvernehmen mit dem zuständigen 

Ministerium ausnahmsweise nach Maßgabe näherer Bestimmungen 

insbesondere zum Infektionsschutz zu gestatten. 

 

(3) Von der Untersagung nach Absatz 1 sind ausgenommen: 

 

1. der Außer-Haus-Verkauf von Gaststätten, Cafés und Eisdie-

len, 

 

2. Abhol- und Lieferdienste, 

 

3. Kantinen für Betriebsangehörige oder Angehörige öffentlicher 

Einrichtungen, wobei § 1 Absatz 3 entsprechende Anwendung 

findet, 

 

4. Einrichtungen des Polizeivollzugsdienstes, die zu Übungs- 

und Ausbildungszwecken sowie zur Aufrechterhaltung des 

Dienstbetriebs erforderlich sind, 

 

5. Bibliotheken, auch an Hochschulen, und Archive,  

 

6. Museen, Freilichtmuseen, Ausstellungshäuser und Gedenk-

stätten, jeweils ab dem 6. Mai 2020, 

 

7.  Autokinos, 

 

8. zoologische und botanische Gärten, jeweils ab dem 6. Mai 

2020, 

 



 

 

9. Bildungseinrichtungen, soweit diese Leistungen im Bereich 

der schulischen, beruflichen oder dienstlichen Bildung, der 

nach dem SGB II oder SGB III geförderten Bildung, zur Inte-

gration oder zur deutschen Sprachbildung von Migrantinnen 

und Migranten erbringen und die Voraussetzungen nach Ab-

satz 6 erfüllt sind,  

 

10. Musikschulen und Jugendkunstschulen, wenn und soweit der 

Betrieb durch Rechtsverordnung nach Absatz 7 gestattet ist, 

und 

 

11. öffentliche Spielplätze ab dem 6. Mai 2020. 

 

(4) Betriebe und Einrichtungen mit Publikumsverkehr haben darauf 

hinzuwirken, dass im Rahmen der örtlichen Gegebenheiten und des 

Notwendigen der Zutritt gesteuert und Warteschlangen vermieden 

werden. Insbesondere ist darauf hinzuwirken, dass ein Abstand von 

möglichst 2 Metern, mindestens 1,5 Metern zwischen Personen einge-

halten wird, sofern keine geeigneten Trennvorrichtungen vorhanden 

sind; dies gilt nicht, soweit eine engere körperliche Nähe nicht zu ve r-

meiden ist, insbesondere bei Tätigkeiten im Zusammenhang mit der 

Versorgung mit Heil- und Hilfsmitteln und Pflegehilfsmitteln, der Er-

bringung ärztlicher, zahnärztl icher, psychotherapeutischer, pflegeri-

scher und sonstiger Tätigkeiten der Gesundheitsversorgung und Pfle-

ge im Sinne des Fünften und des Elften Buchs Sozialgesetzbuch so-

wie der Erbringung von Assistenzleistungen im Sinne des Neunten 

Buchs Sozialgesetzbuch einschließlich der Ermöglichung von Blut-

spenden.  

 

(5) Das Sozialministerium und das Wirtschaftsministerium werden ge-

mäß § 32 Satz 2 IfSG ermächtigt, durch gemeinsame Rechtsverord-

nung über Absatz 4 hinausgehende oder davon abweichende Hygie-

nevorgaben für Einzelhandelsbetriebe und Handwerker festzulegen. 

 



 

 

(6) Für Bildungseinrichtungen gemäß § 4 Absatz 3 Nummer 9 gelten 

abweichend von Absatz 4 die Grundsätze des Infektionsschutzes nach 

§ 1 Absatz 2 Satz 1 sowie § 1 Absatz 3 entsprechend. Die Wiederauf-

nahme des Betriebs erfolgt  

 

1. an Einrichtungen, in denen Fortbildungen im Rahmen der För-

derung der beruflichen Weiterbildung nach §§ 81 ff. SGB III, 

Berufsvorbereitungsmaßnahmen nach §§ 51 ff. SGB III, Maß-

nahmen zur außerbetrieblichen Ausbildung nach §§ 73 ff. SGB 

III oder gleichartige Maßnahmen nach § 16 SGB II stattfinden, 

soweit die Teilnehmenden bis 31. Dezember 2020 eine Prüfung 

ablegen werden,  

 

2. an Industrie- und Handelskammern einschließlich deren Auf-

tragnehmern, die Unterrichtungen nach § 33c Absatz 2 Num-

mer 2 und § 34a Absatz 1a Nummer 2 der Gewerbeordnung 

oder § 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des Gaststättengesetzes 

durchführen, 

 

3.  zum Ablegen von Abschlussprüfungen nach dem Berufs-

bildungsgesetz und der Handwerksordnung (insbesondere Ge-

sellen-, Meister- und Fortbildungsprüfungen) sowie vergleich-

barer berufsbezogener Abschlussprüfungen (insbesondere 

Sach- und Fachkundeprüfungen) durch Industrie- und Handels-

kammern, Handwerkskammern und Innungen oder das Regie-

rungspräsidium Tübingen - Landesstelle für Straßentechnik, 

wobei das Ablegen der genannten Abschlussprüfungen auch in 

Räumen außerhalb von Schulen und Einrichtungen zulässig ist,  

 

4. an Einrichtungen, die keine Schulen nach § 2 des Schulgeset-

zes für Baden-Württemberg sind und in denen Aufstiegsfortbi l-

dungen stattfinden, die die Voraussetzungen für §§ 2 und 2a 

des Gesetzes zur Förderung der beruflichen Aufstiegsfortbi l-

dung erfüllen, 



 

 

 

5. an Einrichtungen, in denen Kurse der überbetrieblichen Berufs-

ausbildung nach § 2 Absatz 1 Nummer 2 und § 5 Absatz 2 

Nummer 6 des Berufsbildungsgesetzes sowie nach § 26 Absatz 

2 Nummer 6 der Handwerksordnung stattfinden; Unterrichtun-

gen sind möglich für Kursteilnehmer im zweiten, dritten und 

vierten Lehrjahr ihrer Ausbildung, 

 

6. an Weiterbildungs- und Fortbildungsstätten der Pflege- und 

Gesundheitsberufe, 

 

7. an gesetzlich sowie staatlich anerkannten Ausbildungsstätten 

im Sinne des § 7 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz,  

 

8. an amtlich anerkannten Fahrlehrerausbildungsstätten im Sinne 

des § 36 Fahrlehrergesetz einschließlich der Fahrlehrerprüfung 

nach § 8 Fahrlehrergesetz, 

 

9. an Ausbildungsstätten, die Qualifizierungsmaßnahmen für 

Schienenverkehr durchführen, die mit nachweispflichtigen Qua-

lifikationen (NAQ) abgeschlossen werden, und 

 

10. an Einrichtungen, in denen Leistungen zur schulischen Bildung, 

zur Integration, zur deutschen Sprachbildung oder zur nach 

dem SGB III oder SGB II geförderten Bildung erbracht werden, 

zur Vorbereitung einschließlich Nachhilfe auf anstehende schu-

lische Prüfungen, insbesondere Schulfremdenprüfungen an 

Schulen nach § 1, zur Durchführung von Integrationskursen 

und Kursen für Deutsch als Zweitsprache und zur Durchführung 

von Abschlusskursen, die nach SGB III oder SGB II gefördert 

werden, einschließlich der Abnahme von mit derartigen Bi l-

dungsangeboten verbundener Prüfungen. 

 



 

 

Das für den Gegenstand der Ausbildung jeweils fachlich zuständige 

Ministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermächtigt, durch Rechts-

verordnung die Erbringung weiterer Bildungsangebote der beruflichen 

und dienstlichen Bildung zuzulassen und hierfür sowie für Angebote 

nach Satz 2 über Satz 1 hinausgehende oder davon abweichende Hy-

gienevorgaben festzulegen; dies kann auch im Wege einer inner-

dienstlichen Anordnung erfolgen. 

 

(7) Das Kultusministerium und das Sozialministerium werden gemäß § 

32 Satz 2 IfSG ermächtigt, durch gemeinsame Rechtsverordnung Be-

dingungen und Modalitäten für die Wiederaufnahme des Betriebs an 

Musikschulen und Jugendkunstschulen, etwa zu zulässigen Unter-

richtsangeboten, Unterrichtsformen und Gruppengrößen,  sowie über 

Absatz 4 hinausgehende oder davon abweichende Hygienevorgaben 

festzulegen.“. 

 

 

8. Nach § 4 wird folgender § 4a eingefügt: 

 

 „§ 4a 

Einrichtungen nach § 111a SGB V 

 

(1) In allen Einrichtungen nach § 111a des Fünften Buchs Sozialge-

setzbuch (SGB V) ist die Durchführung von Mutter-Kind- und Vater-

Kind-Maßnahmen bis 10. Mai 2020 untersagt. 

 

(2) Andere Kinder dürfen Einrichtungen nach § 111a SGB V nicht be-

treten. 

 

(3) Die Leitung der Einrichtung kann nach Abwägung aller Umstände 

Ausnahmen von den Verboten nach den Absätzen 1 und 2 unter Auf-

lagen zum Infektionsschutz zulassen. Bei der Abwägung sind insbe-

sondere die erhöhten Infektionsgefahren in der Einrichtung und für die 

sich in ihr aufhaltenden Personen zu berücksichtigen.“ 

 



 

 

9. § 6 wird wie folgt geändert: 

 

 a) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4a eingefügt:  

 

„(4a) Bewohnerinnen und Bewohner von stationären Einrichtun-

gen für Menschen mit Pflege- und Unterstützungsbedarf und 

ambulant betreuten Wohngemeinschaften nach § 4 Absatz 2 des 

Wohn-, Teilhabe- und Pflegegesetzes haben das Verlassen so-

wie unverzüglich die Rückkehr in die Einrichtung bei der Einrich-

tung anzuzeigen. Während des Aufenthalts außerhalb der Ein-

richtung sind Sozialkontakte außerhalb des öffentlichen Raums 

zu mehr als weiteren vier Personen verboten. Bei der Rückkehr 

in die Einrichtung ist beim Einlass unverzüglich eine Händedes-

infektion vorzunehmen. Bewohnerinnen und Bewohner, die die 

Einrichtung verlassen, sind verpflichtet, nach der Rückkehr in 

den Gemeinschaftsbereichen der Einrichtung für die Dauer von 

14 Tagen eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen, wenn dies 

nicht aus medizinischen Gründen oder aus sonstigen Gründen 

unzumutbar ist. Das gilt entsprechend, wenn die Bewohnerin 

oder der Bewohner in einem Doppelzimmer lebt, in Situationen, 

in denen dort ein Mindestabstand von 1,5 Metern zu Mitbewoh-

nerinnen und Mitbewohnern nicht eingehalten werden kann. “ 

 

 b) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

 

  aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

 

aaa) Die Wörter „und unter Auflagen“ werden durch ein 

Komma ersetzt. 

 

bbb) Nach dem Wort „werden“ werden die Wörter „ , wenn 

geeignete Maßnahmen zum Schutz vor Infektionen 

getroffen werden“ eingefügt. 

 



 

 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

 

10. § 6a wird aufgehoben. 

 

11. § 9 wird wie folgt geändert: 

 

a) Es wird folgende Nummer 1a eingefügt: 

 

„1a. entgegen § 3 Absatz 1 Satz 3 keine Mund-Nasen-

Bedeckung trägt,“. 

 

b) In Nummer 7 werden die Wörter „untersagte Einrichtung betreibt 

oder eine Auflage für den Betrieb einer Einrichtung“ durch die 

Wörter „erlassene Bestimmung“ ersetzt.  

 

c) Die Nummern 8 und 9 werden aufgehoben. 

 

d) In Nummer 10 wird die Zahl „5“ durch die Zahl „4“ ersetzt.  

 

e) In Nummer 12 wird das Komma am Ende durch das Wort „oder“ 

ersetzt. 

 

f) Nummer 12a wird aufgehoben. 

 

g) In Nummer 13 wird das Wort „oder“ durch einen Punkt ersetzt.  

 

h)  Die bisherige Nummer 14 wird die Nummer 10a und der Punkt 

am Ende durch ein Komma ersetzt. 

 

 

Artikel 3 

Inkrafttreten 



 

 

Artikel 1 und in Artikel 2 in Nummer 6 Buchstabe c sowie in Nummer 7 die  

Absätze 4 und 5 von § 4 treten am Tag nach der Verkündung in Kraft. Im 

Übrigen tritt diese Verordnung am 4. Mai 2020 in Kraft.  

 

 

Stuttgart, den 2. Mai 2020 

 

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:  

Kretschmann 

 

Strobl   Sitzmann 

 

Dr. Eisenmann  Bauer 

 

Untersteller   Dr. Hoffmeister-Kraut 

 

Lucha   Hauk 

 

Wolf    Hermann  

 

Erler  

 


